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Drucksache Nr. 2859 


Antrag 

der Fraktion des Zentrums 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Entwurf eines Gesetzes 

Über die Einrichtung von Familienausgleichskassen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen; 

§ 1 

Um die Lebensgrundlagen der kinderreichen 
Familien zu bessern und zu sichern, ohne durch 
Einbau sozialer Bestandteile in den Einzellohn 
die Verwirklichung des Leistungslohnes zu 
beeinträchtigen, werden nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes Familienausgleichskassen bei den 
Finanzämtern gesch affen . 

§ 2 ^ 

Aufgabe der FamilienausglelchskasSen ist die 
Erhebung von Fanlilienausgleichsabgaben und 
die Zahlung von Kinderbeihilfen. 

_ § 3 

Beitragspflichtig sind nur natürliche Personen, 
die im Sinne des § 1 des Einkommensteuer- 
gesetzes in der Fassung vom 28. Dezember 1950 
(BGBl. 195 1, Seite 1) unbeschränkt steuerpflich- 
tig sind und unter die Steuergruppen I, II und 
II 1 fallen. 

§4 

(1) Die Familienausgleichsabgabe beträgt für 
Steuerpflichtige ohne Kinder lO^/o des monat- 
lich DM 1 50, — übersteigenden steuerpflichtigen 
Einkommens, für Steuerpflichtige mit einem 
Kind 5^/o des monatlich DM 250, — über- 
steigenden steuerpflichtigen Einkommens. 

(2) Die Einziehung der Beitragsabgaben erfolgt 
gleichzeitig mit der Einkommen- (Lohnsteuer) 
-erhebung. 

§5 

(1 ) Von der Familienausgleichsabgabe für Steuer- 
pflichtige mit einem Kind sind befreit 

Steuerpflichtige, denen für die Dauer von 
mindestens 5 Jahren Steuerermäßigung nach 
Steuergruppe III 1 zugestanden hat. 

(2) Von der Familienausgleichsabgabe für Steuer- 
pflichtige mit einem Kind sind befreit 

1. Steuerpflichtige, denen für mindestens 
5 Jahre Steuerermäßigung nach Steuer- 
gruppe III/2ff zugestanden hat. 


2. Verheiratete Steuerpflichtige, deren erste 
Eheschließung nicht länger als 3 Jahre 
zurückliegt. 

§ 6 

(1) Die Familienausgleichskassen zahlen für 
jedes dritte und folgende Kind, für das dem 
Steuerpflichtigen eine Steuerermäßigung nach 
§ 32 Absatz 4 des Einkommensteuergesetzes 
zusteht, Kinderzulage. 

(2) Die Höhe der Kinderzulage wird in An- 
passung an die Lebenshaltungskosten jährlich 
von der Bundesregierung festgesetzt. Diese 
Festsetzung bedarf der Zustimmung des Bundes- 
tages, falls der Zulagebetrag weniger als 
DM 15, — oder höher als DM 25, — monat- 
lich betragen soll. 

S 7 

Die Überschüsse der Familienausglcichskassen, 
die das AusgabesoU von zwei Monaten über- 
steigen, werden darlehnsweise für den Bau 
von Eigenheimen zur Verfügung gestellt. 

S 8 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, die zur 
Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen 
Rechtsverordnungen, insbesondere Vorschriften 
über die Pfändbarkeit und Übertragbarkeit der 
Kinderzulagen und über Rechtsmittel gegen 
Entscheidungen über die Gewährung oder Ver- 
sagung von Kinderbeihilfen und über die 
Heranziehung zu Familienausgleichsabgaben zu 
erlassen. 

§9 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der 
Verkündung in Kraft. 

Bonn, den 22. November 1951 

Dr. Bertram 

Frau Wessel und Fraktion 
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